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Leitsätze des Urteils 

1. Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent­
scheidungen — Zuständigkeit für Verbrauchersachen — Begriff des „Verbrauchers" — Klä­
ger, der einen Vertrag zum Zwecke der Ausübung einer zukünftigen beruflichen Tätigkeit 
geschlossen hat — Ausschluß 

(Übereinkommen vom 27. September 1968, Artikel 13 Absatz 1 und 14 Absatz 1 in der Fas­
sung des Beitrittsübereinkommens von 1978) 
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2. Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent­

scheidungen — Vereinbarung über die Zuständigkeit — Gerichtsstandsvereinbarung — 
Omfang der ausschließlichen Zuständigkeit des bezeichneten Gerichts — Klage auf Feststel­

lung der Unwirksamkeit des Hauptvertrages — Einbeziehung 

(Übereinkommen vom 27. September 1968, Artikel 17 Absatz 1) 

1. Im Rahmen der durch die Artikel 13 ff. 
des Übereinkommens vom 27. September 
1968 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Ent­
scheidungen in Zivil- und Handelssachen 
geschaffenen besonderen Regelung fallen 
nur die Verträge, die eine Einzelperson 
zur Deckung ihres Eigenbedarfs zum pri­
vaten Verbrauch schließt, unter die Vor­
schriften zum Schutz des Verbrauchers 
als des Beteiligten, der als der wirtschaft­
lich schwächere Vertragspartner angese­
hen wird. Dagegen ist der mit diesen Vor­
schriften angestrebte besondere Schutz 
nicht gerechtfertigt bei Verträgen, deren 
Zweck in einer beruflichen oder gewerb­
lichen Tätigkeit besteht, auch wenn diese 
erst für die Zukunft vorgesehen ist, weil 
die Tatsache, daß es sich um eine erst 
künftig aufzunehmende Tätigkeit handelt, 
nichts an ihrer beruflichen oder gewerbli­
chen Natur ändert. Die betreffende Rege­
lung gilt folglich nur für Verträge, die 
ohne Bezug zu einer gegenwärtigen oder 
zukünftigen beruflichen oder gewerbli­
chen Tätigkeit oder Zielsetzung und 
unabhängig von einer solchen geschlossen 
werden, mit der Folge, daß ein Kläger, 
der einen Vertrag zum Zwecke der Aus­
übung einer nicht gegenwärtigen, sondern 
zukünftigen beruflichen oder gewerbli­
chen Tätigkeit geschlossen hat, nicht als 
Verbraucher im Sinne der Artikel 13 
Absatz 1 und 14 Absatz 1 des Überein­
kommens angesehen werden kann. 

2. Ziel des Artikels 17 des Übereinkommens 
vom 27. September 1968 über die gericht­
liche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil-
und Handelssachen ist es, ein Gericht 
eines Vertragsstaats, das gemäß dem nach 
den in dieser Vorschrift geregelten stren­
gen Formvoraussetzungen zum Ausdruck 
gebrachten übereinstimmenden Willen 
der Parteien ausschließlich zuständig sein 
soll, klar und eindeutig zu bestimmen. 
Dabei könnte es leicht zu einer Gefähr­
dung der mit dieser Vorschrift angestreb­
ten Rechtssicherheit kommen, wenn einer 
Vertragspartei die Möglichkeit einge­
räumt würde, das Eingreifen dieser Vor­
schrift allein durch die Behauptung zu 
vereiteln, daß der gesamte Vertrag aus 
Gründen des anwendbaren materiellen 
Rechts unwirksam sei. Das Gericht eines 
Vertragsstaats, das in einer gemäß Artikel 
17 Absatz 1 wirksam getroffenen 
Gerichtsstandsvereinbarung als zuständi­
ges Gericht bestimmt ist, ist folglich auch 
dann ausschließlich zuständig, wenn mit 
der Klage u. a. die Feststellung der 
Unwirksamkeit des Vertrages begehrt 
wird, in dem diese Vereinbarung enthal­
ten ist. Im übrigen ist es Sache des natio­
nalen Gerichts, zu bestimmen, welche 
Streitigkeiten in den Anwendungsbereich 
der vor ihm geltend gemachten Klausel 
fallen, und somit zu entscheiden, ob sie 
auch Einwendungen gegen die Wirksam­
keit des Vertrages erfaßt, in dem sie ent­
halten ist. 
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